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der Anfrage der Abgeordneten EGG; HOREJS, JUNG\:lIRTH, 
REINHART , YIILLE und Genossen an den Bundesminister 
für soziale Verwal tung betreffend Einbeziehlmg der 
Jugendlichen in der Land- und Forstl.ürtschaft in 

ReihenuntersuchQ~gen (Noo61/J) 

Die Herren Abgeordneten EGG, HOREJS, JUNG\{IRTH, 
REINBART, WILLE und Genossen haben an mich die Anfrage 
gerichtet, wan...1J. damit zu rechnen ist, daß auch für die 
Jugendlichen in der Land- lmd Forst\.'lirtschaft durch 
die zuständigen Krankenversicherungsträger Reihenunter­

suchungen verm1laßt werden. 

In Beantwortung dieser Arifrage beehre ich mich, 

folgendes mitzuteilen: 

Die ärztlichen Untersuchungen von Jugendlichen nach 
§ 25 des Bundesgesetzes über die Beschäftigung von Kindern 
und Jugendlichen, BGBl.Nr.146/1948, in der geltenden 
Fassung, sowie § 7 des Hausgehilfen- und Hausangestellten­

gesetzes, BGBl o Nr.235/1962, haben ihre verfassungsreeht­
liehe Grundlage im Kompetenztatbestand "Arbeiterrecht 
sowie Arbeiter- und Angestelltenschutz, soweit es sich 
nicht um land- und forstv-lirtschaftliche Arbeiter und 
Angestellte handelt" (Art.10 Abs.1 Z.11 Bundes-Verfas­
sungsgesetz). 

Die. Ausdehnung der ärztlichen Untersuchungen Jugend­
licher auf den Bereich der Land- und Forstvrlrtschaft v-Jar 
bereits Gegenstand von Beratungen zwischen Vertretern 
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des Bundeskanzleramtes, Bundesministeriums für Finanzen, 
Bundesministerium für soziale Verwaltung und des Bu:ndes­

ministeriums für Land- und Forstwirtschaft unter dem Vor­
sitz des zuletztgenannten Ministeriums. Hiebei ergaben 

sich jedoch rechtliche Schwierigkeiten hinsichtlich der 
verfassungsrechtlichen GrUl1dlage der angestrebten Rege­
lung. Der oben erwähnte Kompetenztatbestand des Art.10 
Abs.1 Z.11 Bundes-Verfassungsgesetz kann auf Grund seines 
vJortlautes für land- und forstvürtschaftliche Arbeiter 
li..lld Angestellte nicht herangezogen werden. 

"Arbei terrecht sO"lrlie Arbei ter- und Angestell ten­
schutz, soweit es sich um land- und forstwirtschaft­
liehe Arbeiter Ul1.d Angestellte handelt" ist gemäß Art.12 
Abso1 Z.4· Bundes-Verfassungsgesetz Bundessache hinsicht­
lich der Grundsatzgesetzgebung, Landessa~?e ·hinsicht­
lieh der Erlassung der Auslührurlgsgesetze und der Voll­

ziehung. Die Einführung der Jugendlichenuntersuchungen 
im Bereich der Land- und }!'orstvlirtschaft durch Novel­
lierung des LandartJeitsgesetzes, BGBl.Nro"14o/1948, auf­
bauend auf den Kompetenztatbestanddes Art.12 Abs.1 Z.4 
Bundes-VerfasSUllgsgesetz, iriäre zwar ein theoretisch mög­
licher vleg. Eine Regelung im B.ahmen des Landarbei ts­
gesetzes könnte sich jedoch nur auf die familienfremden, 
im land- und forst1,ürtschaftlichen Betrieb beschäftigten 
Personen erstrecken. Eür die fatllilienangehörigen Be­
schäftigten bestünde hingegen mangels Bestehens arbeits­
rechtlicher Bestimmungen keine Möglichkeit einer ent­
sprechenden Regelung. 

E,s steht außer Zweifel, daß von der zu schaffenden 
gesetzlichen Regelung sOHoh1 familienfremde als auch· 
familieneigene Arbeitskräfte erfaßt werden sollen. Im 
IntSresse einer einheitlichen Regelwlg beabsi~htige ich 
daher, die Durchführung der ärztlichen Untersuchungen 
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von Jugendlichen, smveit dadurch B81ange der Sozial­
versicherung berührt werden, auf der verfassungs­
rechtlichen Grundlag8 des Kompetenztatbestandes 

IISozialversicherungswesen" (Art.10 Abs.1 Z.11 B-VG) 
in den in Betracht kom.rnenden Sozial versicherungs_­
gesetzen zu regeln. 

Die ärztlichen Untersuchungen von Jugendlichen 
sollen nicht nur zur Fests'teI1ung der beruflichen 

Eignung dienen, sondern die' Krankenversicheru.11.gs­
träger in die Lage versetzen, den Gesundheitszu-

stand der jugendlichen Versicherten SQ rechtzeitig 
festzustellen, daß die notweridigen prophylaktischen 

und therapeutischen tlaßnahmen in die Hege geleitet 
v/erden können. Wie auch die Ergebnisse der Enquete 

über die soziale Krankenversicherung erkennen lassen, 
gehören zu den Aufgaben der gesetzlichen Krankenver­
sicherung im Hinblick auf die EntwickllL~g der Medizin 

in steigendem I1aße auch die Verhütung und Vorbeugung 
von Kranlr..hei tene Es erscheint daher - dieser Ent'vvicklung 
folgend - angebracht, von der bisherigen rechtlichen 
Konstruktion abzugehen und die Durchführung der ärzt­
lichen Untersuchungen Jugendlicher in den gesetzlichen 
Aufgabenkreis der Krankenversicherungsträger einzube­
ziehen. Damit vlürde eine einheitliche Rechtsgrundlage 
für diese Untersuchungen sowohl für die schon bisher 
erfaßten als auch für die in der Land- und Forst\"lirt­
schaft beschäftigten Jugendlichen geschaffen werden. 
Was die Durchführung der Untersuchungen von familien­

angehörigen Beschäftigten in land- und forstwirtschaft..., 
lichen Betrieben betrifft, so ist in Aussicht genommen, 
die erforderlichen Bestimmungen in das Bauern-Kranken­
versicherungsgesetz aufzunehrnen9 Die Frage der Ver­
gütung des den Krankenversicherungsträgern entstehenden 
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Aufwandes, die derzeit in der Weise geregelt ist, daß 

die Krankenversicher1h~gsträger 50 v~Ho der tatsäch­
lich entstandenen, nachgevJie senen Untersuchungskosten 
und 60 v oH~ der von ihnen den Jugendlichen ausbezahl-· 

ten Fahrtko sten vom Bund vers>ii tat erhalten, vJird noch 
Gegenstand eingehender Verha...~dlungen sein müssen. 

Vorbehaltlich der Zustimmung zur beabsichtigten 
Neuregelung im Begutachtungsverfahren könnte, soweit 
das gegemrJ'ärtig beurteilt \",rerden kann, im Laufe des 
Jahres 1972 mit _der Einbringung von Vorlagen, betref­
fend die bezüglichen Änderungen des ASVG bzwv des 
B-KVG, gerechnet \verrlen. 
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